
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Land richtet zentrale Anlaufstelle für Betroffene 
von Antisemitismus an Hochschulen ein 

Ministerin Ina Brandes: „Unsere Hochschulen müssen sichere Orte 
sein, an denen Jüdinnen und Juden ohne Sorge vor Diskriminie-
rung studieren, forschen und arbeiten können“ 
  

Das Ministerium für Kultur und Wissenschaft teilt mit: 
 
Seit dem 7. Oktober ist in ganz Deutschland die Zahl antisemiti 
scher Angriffe deutlich angestiegen – auch an unseren Hochschulen.  
Nordrhein-Westfalen richtet deshalb eine zentrale Anlaufstelle für Be-
troffene von Antisemitismus an Hochschulen ein. Hier sollen Betroffene 
sowie Zeuginnen und Zeugen von antisemitischen Vorfällen beraten und 
unterstützt werden. Am Donnerstag, 15. August 2024, nimmt die „Zent-
rale Stelle für Beratung und Monitoring von antisemitischen Vorfällen an 
Hochschulen in Nordrhein-Westfalen“ an der Universität Münster ihre 
Arbeit auf. 
 
Eingerichtet wurde die Anlaufstelle von den Universitäten, den Hoch-
schulen für Angewandte Wissenschaften und den staatlichen Kunst- 
und Musikhochschulen des Landes unter Federführung der Universität 
Münster und in Zusammenarbeit mit der Recherche- und Informations-
stelle Antisemitismus Nordrhein-Westfalen (RIAS NRW). Das Ministe-
rium für Kultur und Wissenschaft des Landes Nordrhein-Westfalen un-
terstützt dieses wichtige Vorhaben mit rund 221.000 Euro. Die Anlauf-
stelle geht zurück auf einen gemeinsamen Beschluss von CDU, SPD, 
Bündnis90/Die Grünen und FDP im Landtag. 
 
Wissenschaftsministerin Ina Brandes: „Unsere Hochschulen haben klar 
ihre Solidarität mit den Opfern der Hamas zum Ausdruck gebracht und 
sich von jeder Form des Antisemitismus distanziert. Sie müssen sichere 
Orte sein, an denen Jüdinnen und Juden sich ohne Sorge vor Diskrimi-
nierung und antisemitischen Angriffen aufhalten, studieren, forschen  
und arbeiten können. Die zentrale Anlaufstelle wird den Hochschulen 
helfen, Maßnahmen zur Prävention und Intervention zu entwickeln und 
umzusetzen.“ 
 
Prof. Dr. Johannes Wessels, Vorsitzender der Landesrektorenkonferenz 
der Universitäten in Nordrhein-Westfalen: „Es ist überaus erfreulich, 
dass wir gemeinsam die Einrichtung einer hochschulübergreifenden An-
laufstelle für Betroffene von Antisemitismus realisieren konnten. Nach 
dem 7. Oktober des letzten Jahres ist der Bedarf an einem solchen  
zentralen und unabhängigen Beratungs- und Informationsangebotes im-
mens gestiegen – mit Hilfe der neuen Stelle werden wir in der Lage  
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sein, Opfern und Zeugen antisemitischer Diskriminierung und Gewalt 
deutlich besser beizustehen.“ 
 
Professor Dr. Bernd Kriegesmann, Vorsitzender der Landesrektorenkon-
ferenz der Hochschulen für Angewandte Wissenschaften: „Es ist gut,  
dass wir als Hochschulen mit der RIAS NRW einen kompetenten Part-
ner haben, der unabhängig, vertrauensvoll und anonym bei der Einord-
nung antisemitischer Vorfälle unterstützt, aber auch Hilfestellung bei der 
Prävention und Intervention gibt.“ 
 
Prof. Dr. Thomas Grosse, Sprecher der Landesrektorenkonferenz der 
Kunst- und Musikhochschulen: „An den Kunst- und Musikhochschulen 
des Landes Nordrhein-Westfalen ist ein hohes Maß an Internationalität 
der Studierenden und Lehrenden vertreten. Im Alltag resultiert daraus, 
die Vielfalt der kulturellen Herkünfte wertschätzend in die künstlerische 
und wissenschaftliche Praxis des Hochschulalltags zu integrieren. Dem 
Schutz Studierender und Lehrender, insbesondere vor rassistischen und 
antisemitischen Vorfällen, gebührt höchste Priorität, denn Kunst- und 
Musikhochschulen sind Orte der Vielfalt, des lebendigen Dialogs, der 
Begegnung und des Austauschs miteinander.“ 
 
Zum Angebot gehört die Erstberatung für Betroffene von antisemiti-
schen Vorfällen – auch im Hinblick auf mögliche strafrechtliche Rele-
vanz. In enger und vertraulicher Absprache werden je nach Fall Hand-
lungsmöglichkeiten genannt und konkrete Unterstützung angeboten. Bei 
Bedarf kann Kontakt zu spezialisierten Beratungsstellen hergestellt wer-
den. Zur direkten Meldung an die Anlaufstelle wird zudem ein digitaler 
Meldebutton entwickelt, der auf den Internetseiten der Hochschulen ein-
gebunden werden kann.  
 
Die Arbeit der Anlaufstelle erfolgt in Vernetzung mit den Antisemitismus- 
und Antidiskriminierungsbeauftragen der Hochschulen. Zudem sollen 
antisemitische Vorfälle erfasst werden, um das Dunkelfeld antisemiti-
scher Vorfälle besser auszuleuchten und ein hochschulübergreifendes 
Monitoring aufzubauen. Auf dieser Grundlage wird die Anlaufstelle Hilfe-
stellungen geben bei der Präventions- und Interventionsarbeit. Damit er-
gänzt die neue Anlaufstelle die bestehenden Beratungs- und Unterstüt-
zungsangebote der Hochschulen. 
 
Die neue Anlaufstelle ist Teil eines Maßnahmenpakets, das der Landtag 
Nordrhein-Westfalen nach dem Terrorangriff der Hamas auf Israel am 7. 
Oktober 2023 auf Antrag von CDU, Grünen, SPD und FDP im Dezem-
ber 2023 beschlossen hat. Die Landesregierung unterstützt Maßnah-
men gegen Antisemitismus an Hochschulen mit insgesamt über 1,5 Milli-
onen Euro. 
 
Dazu gehört auch ein die Einrichtung eines gemeinsames Schulungs- und 
Weiterbildungsangebot für Mitglieder und Angehörige der Hochschulen  
zu den Themen Nahostkonflikt, Antisemitismus und Israelfeindlichkeit. 
Darüber hinaus werden die Regelungen gegen Diskriminierung im  
Hochschulgesetz weiterentwickelt, um einen effektiven Diskriminie-
rungs- und Verletztenschutz zu gewährleisten. 
 


